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„das gestrige ‚gut genug‘, ist das heutige ‚inakzeptabel‘“ 

Im März 2023 veröffentlichte die Zwischenstaatliche Sachverständigengruppe für Klimaänderungen (IPCC) 
ihren jüngsten Bericht, in dem sie ihre früheren Feststellungen zur Dringlichkeit internationaler 
Klimaschutzmaßnahmen bestätigte, dass der Klimawandel eine Bedrohung für das menschliche Wohlergehen 
und die Gesundheit des Planeten darstellt und dass die in diesem Jahrzehnt getroffenen Entscheidungen und 
Maßnahmen jetzt und für Tausende von Jahren Auswirkungen haben werden. Wie der Oberste Gerichtshof des 
Staates Hawaii im Jahr 2023 wortgewandt festgestellt hat, „das gestrige ‚gut genug‘, ist das heutige 
‚inakzeptabel‘“.  

In diesem größeren Zusammenhang hat der Rechtsausschuss des Europäischen Parlaments eine Studie zu 
folgenden Themen in Auftrag gegeben: „Die Rechtsnatur der Klimaziele (2° oder 1,5°C) und der im 
Übereinkommen von Paris vorgesehenen Maßnahmen zu ihrer Umsetzung sowie ihre Auswirkungen auf das 
internationale Rechtssystem“. Konkret möchte der Ausschuss die Frage beantworten wissen, ob die 
Klimaschutzziele und die im Übereinkommen von Paris vorgesehenen Maßnahmen als zwingende Normen des 
Völkerrechts (jus cogens) angesehen werden können und welche Folgen eine solche Einstufung hätte. 

Zunächst ist festzustellen, dass der Verweis im Übereinkommen von Paris auf das gemeinsame Ziel, den 
Temperaturanstieg auf möglichst 1,5°C zu begrenzen, den Grundgedanken und die Werte des Klimarechts 
widerspiegelt. Solche Verweise tragen zur Formulierung von Normen des allgemeinen Völkerrechts bei, die in 
Zukunft den Status einer zwingenden Norm erhalten könnten. 

Die Definition, die derzeit von der Internationalen Rechtskommission im Jahr 2022 in ihrem Entwurf von 
Schlussfolgerungen zu Jus Cogens angenommen wurde, ermöglicht eine Auslegung, sodass sich im Völkerrecht 
eine zwingende klimabezogene Norm herausbilden könnte, auch wenn dies derzeit noch nicht der Fall zu sein 

                                                             
1  Volltext der Studie in englischer Sprache: 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/749395/IPOL_STU(2023)749395_EN.pdf 

ABRISS 

In dieser Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten 
des Europäischen Parlaments auf Ersuchen des JURI-Ausschusses in Auftrag gegeben wurde, wird 
der normative Status rechtlicher Verpflichtungen von Staaten im Bereich des internationalen 
Klimarechts untersucht. Es wird festgestellt, dass die Sorgfaltspflichten der Staaten zur Umsetzung 
ihrer national festgelegten Beiträge (NDC) als Norm des allgemeinen Völkerrechts gelten, aber 
derzeit nicht als zwingende Norm. Die Verfasser kommen zu dem Schluss, dass die rechtliche 
Wirkung dieser Norm derzeit im Bereich der Auslegung und Harmonisierung des bestehenden 
Völkerrechts und nicht in der Ungültigkeitserklärung kollidierender Vorschriften liegt. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/749395/IPOL_STU(2023)749395_EN.pdf
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scheint. Sollte sich eine solche Norm herausbilden, wäre es grundsätzlich nicht zu schwierig, geltend zu 
machen, dass die behauptete allgemeine Norm universelle Werte widerspiegelt und eine Norm des 
allgemeinen Völkerrechts ist, die von der Staatengemeinschaft als Ganzes akzeptiert wird. Die Annahme einer 
zwingenden Klimanorm hätte zur Folge, dass die Staaten nicht in der Lage wären, sich von dieser Norm zu lösen 
oder von ihr abzuweichen, selbst wenn beispielsweise ein bestimmter Vertrag einen Rücktritt zulassen würde. 
Eine solche zwingende Norm könnte nur geändert oder durch eine spätere Norm ersetzt werden.  

Eines der Hauptprobleme im Zusammenhang mit der möglichen Entstehung einer zwingenden Klimanorm 
besteht jedoch darin, dass es schwierig wäre, den genauen Inhalt der allgemeinen Norm zu ermitteln, angesichts 
der Tatsache, dass die zentrale Verpflichtung des Klimarechts als Norm der Sorgfaltspflicht formuliert ist. Daher wäre 
es auch schwierig festzustellen, wann von einer solchen zwingenden Klimanorm, die als positive Verpflichtung 
verstanden wird, abgewichen oder gegen sie verstoßen wurde. Es ist ein schmaler Grat zwischen 
unzureichendem Handeln und der Weigerung, das Bestehen einer Pflicht, sein Bestes zu geben, anzuerkennen. 

Dies bedeutet nicht, dass die in den verschiedenen Klimaschutzinstrumenten enthaltenen Verpflichtungen von 
geringem Wert sind. Bei weitem nicht. Die Zahl der rechtsverbindlichen Verpflichtungen im Rahmen des 
Übereinkommens von Paris mag begrenzt sein, doch ist das Übereinkommen von Paris als Ganzes im Kontext 
des dynamischen und kontinuierlichen Prozesses der globalen Zusammenarbeit, der darauf abzielt, den 
Klimawandel unter Kontrolle zu halten, von immenser rechtlicher Bedeutung. Die darin enthaltenen zentralen 
Normen können als Teil des allgemeinen Völkerrechts betrachtet werden und könnten möglicherweise den 
Status einer zwingenden Norm erreichen, insbesondere die Verpflichtung, die gebotene Sorgfalt walten zu 
lassen, um ehrgeizige nationale Klimaziele zu formulieren, aufrechtzuerhalten und im Laufe der Zeit zu 
verbessern, sowie die Pflicht zu einer sinnvollen und transparenten Zusammenarbeit auf internationaler Ebene. 
Das gemeinsame Ziel des Übereinkommens von Paris, den Temperaturanstieg möglichst auf 1,5 °C zu 
begrenzen, ist keine rechtliche Verpflichtung an sich, aber ist für die Feststellung der Einhaltung der 
einschlägigen Klimanormen von wesentlicher Bedeutung.  

Bei klimabezogenen Rechtsstreitigkeiten auf nationaler, regionaler oder internationaler Ebene gibt es deutliche 
Anzeichen dafür, dass die Gerichte eine wichtige Rolle bei der künftigen Entwicklung dieses Bereichs des 
Völkerrechts spielen können, auch wenn das allgemeine internationale Klimarecht, wie im Handels- und 
Investitionsrecht ersichtlich, andere rechtliche Verpflichtungen nicht ohne Weiteres beiseiteschieben kann.  

Der Internationale Gerichtshof, der Internationale Seegerichtshof und der Interamerikanische Gerichtshof für 
Menschenrechte werden durch die an sie gerichteten Ersuchen um Gutachten die Möglichkeit haben, einen 
besseren Einblick in den aktuellen Stand des internationalen Klimarechts zu geben. Staaten und andere 
Akteure sollten die Gerichte dazu ermutigen, im Interesse heutiger und künftiger Generationen und des 
gesamten Planeten einen Beitrag zur fortschreitenden Entwicklung des Völkerrechts zu leisten, anstatt eine 
restriktive Sicht der Auswirkungen des Klimarechts zu bemühen. 

Die Debatte darüber, ob Klimanormen einen zwingenden Status haben oder jemals erreichen werden, spiegelt 
jedoch nicht das A und O ihrer Bedeutung. In der Praxis wird es keinen großen Unterschied machen, ob das 
allgemeine internationale Klimarecht den Status einer zwingenden Norm erlangt hat oder erhalten wird. Die 
Allgemeingültigkeit der Norm zur Erfüllung der Sorgfaltspflicht im Klimabereich erschwert die Formulierung 
eines eindeutigen Konflikts mit anderen Normen des internationalen Rechts, der durch die Bevorzugung einer 
Norm gegenüber der anderen gelöst werden kann.  

Wichtig ist, dass die nahezu universelle Unterstützung für die Existenz der allgemeinen internationalen 
Klimanorm, auch ohne einen zwingenden Status, ihr eine enorme Auslegungs- und Erfüllungswirkung verleiht. 
Dies wird sich auf die Anwendung und Auslegung anderer Regeln des Völkerrechts auswirken. Die 
Bemühungen von Staaten, internationalen Organisationen und nichtstaatlichen Akteuren sollten sich am 
besten auf die Förderung einer harmonischen Auslegung konzentrieren, anstatt sich an einem 
Nullsummenspiel zu beteiligen, bei dem geltend gemacht wird, dass Normenkonflikte bestünden, und dann 
versucht wird, einer Norm Vorrang vor der anderen einzuräumen.  
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Die Behauptung, dass Klimanormen den Status zwingender Normen haben, kann von den Staaten angefochten 
werden und zu einer hitzigen juristischen Debatte führen, die jedoch wenig praktische Auswirkungen hat. Die 
Berücksichtigung der allgemeinen Klimanorm(n) des Völkerrechts bei der Auslegung und Anwendung von 
Rechtsnormen aus allen Bereichen des Völkerrechts kann sich vielmehr als wesentlich wirksamer und 
weitreichender Ansatz erweisen.  
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